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1. Das Wichtigste in Kürze
In der 6. IV-Revision soll die Wiedereingliederung von IV-Rentner/innen angegangen werden. Travail.Suisse begrüsst grundsätzlich den Leitgedanken „Eingliederung aus Rente“. Wieder zu arbeiten entspricht auch dem Bedürfnis vieler Betroffener. Ohne verpflichtenden Integrationsbeitrag der Arbeitgeberseite bestehen für Travail.Suisse jedoch grosse Zweifel daran, dass die Eingliederungsziele erreicht werden. Travail.Suisse hat ein eigenständiges Modell entwickelt und fordert das Parlament auf, realistische Wege der Eingliederung ernsthaft zu prüfen, anstatt ausschliesslich den Druck auf die Betroffenen zu erhöhen. Das Modell von Travail.Suisse fusst auf folgenden Erkenntnissen und Vorschlägen:
· Die Schweiz ist heute bei der Eingliederung von Menschen mit eingeschränkter Leistungsfähigkeit massiv im Rückstand. Während unsere Nachbarländer Deutschland und Frankreich einen Anteil Arbeitnehmender mit eingeschränkter Leistungsfähigkeit von rund 4 Prozent am Total der Beschäftigten aufweisen, beträgt dieser Anteil in der Schweiz nicht einmal ein Prozent.
· Sollen IV-Rentner/innen wieder eingegliedert werden, braucht es neue Arbeitsplätze für die Betroffenen. Die notwendige Schaffung von Nischenarbeitsplätzen ist im gegenwärtigen wirtschaftlichen Umfeld (höhere Anforderungen, geforderte Flexibilität, gestiegener Konkurrenzdruck) nicht allein mit einer Ausweitung der Anreize für Arbeitgeber zu bewerkstelligen.

· Es braucht deshalb eine Verpflichtung auch der Arbeitgeberseite. Travail.Suisse fordert, dass mit der 6. IV-Revision ein verpflichtender Integrationsbeitrag eingeführt wird. Der Integrationsbeitrag kann entweder geleistet werden, indem ein Arbeitgeber eine bestimmte Anzahl Menschen mit eingeschränkter Leistungsfähigkeit beschäftigt oder indem ein finanzieller Beitrag als zweckgebundene Abgabe zur Schaffung von spezifisch auf solche Arbeitnehmende ausgerichteten Arbeitsplätzen geleistet wird. Der Integrationsbeitrag ist nach Unternehmensgrösse abgestuft. Kleinstunternehmen werden von der Pflicht ausgenommen, kleine Unternehmen bezahlen tiefere Abgaben als grosse Firmen.
· Mit dem Integrationsbeitrag sollen Alternativen zur unbedingten und möglichst direkten Integration in den ersten Arbeitsmarkt entwickelt werden. Dazu gehört für Travail.Suisse die vermehrte Zusammenarbeit der IV mit Sozialfirmen. Wird die Gelegenheit genützt, faire Rahmenbedingungen für die Eingliederung über Sozialfirmen zu definieren, bieten diese ein Erfolg versprechendes Modell:
· Skaleneffekte ermöglichen Schaffung von neuen Arbeitsplätzen
· Berücksichtigung der Teilleistungsfähigkeit der betroffenen Menschen 
· Sozialintegration der Betroffenen und Nutzung des volkswirtschaftlichen Potenzials
· Stabile Verhältnisse dank unbefristeter Anstellungen
· Gestaffelter Übergang in den ersten Arbeitsmarkt möglich
· Sozialversicherungsschutz und orts- und branchenübliche Löhne
2.
Ausgangslage vor der 6. IV-Revision
Die Anzahl der IV-Neurenten geht seit 2004 stetig zurück. Im Jahr 2009 wurden noch 15'900 gewichtete Neurenten gesprochen gegenüber 28'200 im Jahr 2003. Das entspricht einem Rückgang um 44 Prozent. Seit 2007 sinkt auch der Bestand der IV-Rentner/innen. Im Januar 2010 wurden 246'500 gewichtete Renten ausbezahlt. Im Vergleich zum Höchststand im 2006 sind dies 4.3 Prozent weniger.

	Gewichtete Neurenten 2003:
28’200
	Gewichtete Neurenten 2009:

15’900
	-44 Prozent

	Rentenbestand Januar 2006: 

257’500
	Rentenbestand: Januar 2010: 

246’500
	- 4.3 Prozent


Da der Rentenbestand nur langsam sinkt und die IV unterfinanziert ist, wird sie nach Wegfall der Zusatzfinanzierung trotzdem wieder ein Defizit von rund 1 Mrd. Franken machen. Es bleibt zur Gesundung der IV einiges zu tun. Allerdings bleibt dank der Zusatzfinanzierung genügend Zeit, ausgewogene Lösungen auszuarbeiten. Diese Zeit sollte genutzt werden.
3.
Hauptinhalte des ersten Massnahmenpakets (6a)
Die Vorlage besteht aus vier Hauptelementen:

· Eingliederungsorientierte Rentenrevisionen: Reduktion des Rentenbestands um 5 Prozent (Entlastung IV: 231 Mio. Franken). Das entspricht der Schaffung von 16'500 Stellen für (ehemalige) IV-Rentner/innen.
· Neuregelung des Finanzierungsmechanismus: fixer Bundesbeitrag anstatt prozentuale Beteiligung an den Ausgaben (Entlastung IV: 195 Mio. Franken)
· Mehr Wettbewerb bei der Beschaffung von Hilfsmitteln (Entlastung IV: 48 Mio. Franken)
· Einführung eines Assistenzbeitrags (kostenneutral)
Als Dachverband der Arbeitnehmenden ist für Travail.Suisse vor allem die eingliederungsorientierte Rentenrevision und der Grundsatz „Eingliederung aus Rente“ von grosser Bedeutung. 

Travail.Suisse unterstützt den Leitgedanken „Eingliederung aus Rente“ grundsätzlich. Wieder zu arbeiten entspricht wegen dem sinn- und identitätsstiftenden Charakter sowie dem integrierenden Charakter der Erwerbsarbeit auch dem Bedürfnis vieler Betroffener. Weil die Reintegration aus der IV aber mit grossen Schwierigkeiten verbunden ist, spielen die Rahmenbedingungen der Eingliederung eine entscheidende Rolle.  So wie sich die Eingliederungsbemühungen in der Vorlage heute präsentieren, sind sie unausgewogen und zeugen von einem übereilten Vorgehen. Es bestehen mit den vorgeschlagenen Mitteln für Travail.Suisse sehr grosse Zweifel daran, dass die Vorgaben des ersten Massnahmenpakets erreicht werden. Ohne dass die entsprechenden Arbeitsplätze zur Verfügung stehen, bleiben die Eingliederungsziele illusorisch. Travail.Suisse hat deshalb ein eigenständiges Modell entwickelt und fordert das Parlament auf, realistische Wege der Eingliederung ernsthaft zu prüfen, anstatt einseitig den Druck zu erhöhen.
4.
Die Schwierigkeiten der Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt
Das erste Massnahmenpaket  will die Wiedereingliederung von IV-Bezüger/innen allein mit Massnahmen auf der Seite der Betroffenen erreichen. Alle bereits laufenden Renten sollen systematisch auf ein Potenzial zur Wiedereingliederung überprüft werden. Der Druck auf die IV-Bezüger/innen wird nochmals massiv erhöht. Anschliessend durchlaufen die Betroffenen ein Massnahmenpaket (Integrationsmassnahmen, Beratung und Begleitung, Massnahmen beruflicher Art), das sie fit für den Arbeitsmarkt machen soll. Dabei wird ausgeblendet, dass der Anstieg des Rentenbestands in erster Linie strukturelle Gründe hat. Der Druck zu Eingliederung allein ist nicht zielführend, wenn die notwendigen Arbeitsplätze auf dem Arbeitsmarkt nicht angeboten werden. Die aufgebaute Arbeitsmarktfähigkeit zerfällt bei Nicht-Anstellung sehr schnell wieder, die gesundheitlichen Probleme akzentuieren sich oft gar noch.
· Die vorgesehene Ausweitung der  Anreize (Arbeitsversuch, Eingliederungszuschüsse), die Arbeitgeber zur vermehrten Anstellung von IV-Bezüger/innen motivieren sollen, sind prüfenswert. Allerdings werden sie alleine bei weitem nicht ausreichen, um die Erreichung der Eingliederungsziele sicher zu stellen. 
Der lange Zeit steigende Rentenbestand ist auf eine gegenteilige Tendenz zurück zu führen. Die Ausgrenzung von leistungsbeeinträchtigten Arbeitnehmenden nahm laufend zu: Der Strukturwandel hat höhere und grundsätzlich neue Anforderungen nach sich gezogen, die geforderte Flexibilität ist gestiegen. Der erhöhte Konkurrenzdruck in einem internationalen Umfeld hatte zur Folge, dass weniger Nischenarbeitsplätze für gesundheitlich beeinträchtigte Personen zur Verfügung gestellt wurden. Der zunehmende Druck und die Unsicherheit am Arbeitsplatz haben insgesamt gar dazu geführt, dass mehr Menschen bei der Arbeit krank wurden. Die Wirtschaft war und ist immer weniger freiwillig bereit, Menschen mit Beeinträchtigungen zu beschäftigen. 
5.
Schweiz bei Eingliederung Behinderter massiv im Rückstand
In der Schweiz ist heute nur ein ganz kleiner Teil der im ersten Arbeitsmarkt Beschäftigten behindert. Gemäss einer Studie der Fachhochschule Nordwestschweiz haben nur 0.8 Prozent der Beschäftigten eine Funktions- oder Aktivitätseinschränkung.
 Die Schweizer Wirtschaft beschäftigt heute nur rund 30'000 behinderte Menschen. Aussagekräftig ist ein internationaler Vergleich hierzu: In Frankreich und Deutschland haben rund 4 Prozent der Beschäftigten eine Funktions- oder Aktivitätseinschränkung. Das sind fünfmal mehr als in der Schweiz! Würde die Schweiz einen ähnlichen Anteil behinderter Erwerbstätiger aufweisen wie das benachbarte Ausland, wären es bis zu 150'000.

	Land
	Anteil Behinderte an Total Arbeitnehmende



	Frankreich
	4 Prozent

	Deutschland
	4.3 Prozent

	Österreich
	2.6 Prozent

	Schweiz 
	0.8 Prozent 


Die Schweiz ist bei der Integration von leistungsbeeinträchtigten Menschen massiv im Rückstand. Auch in unseren Nachbarländern finden die oben geschilderten Tendenzen im Arbeitsmarkt statt. Wieso gelingt es dort trotzdem, mehr Menschen mit einer Behinderung in den Arbeitsmarkt zu integrieren? Die Antwort: Im Ausland existiert eine Beschäftigungspflicht zur Beschäftigung behinderter Menschen für Arbeitgeber.
Fazit: Die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt machen für die IV auch in der Schweiz strukturelle Veränderungen notwendig. Massnahmen auf individueller Ebene reichen zur Entlastung der IV bei weitem nicht mehr aus: Trotz der massiven Druckerhöhung auf die (potenziellen) IV-Rentner/innen in der 4. und  5. IV-Revision bleibt eine Lücke von fast einer Mrd. Franken.
 Wenn man sich die oben geschilderten Ursachen des in den letzten 20 Jahren angestiegenen Rentenbestands vor Augen führt, stellt man fest, dass die wenigsten davon vorübergehender Natur sind. Es braucht deshalb nun strukturelle Anpassungen in der IV, um das Ziel der Wiedereingliederung zu erreichen. Das Beispiel aus dem Ausland zeigt, dass mit einer Pflicht für Arbeitgeber zur Beschäftigung behinderter Menschen eine weit höhere Eingliederung von leistungsbeeinträchtigten Menschen möglich wäre. Ohne Verpflichtung auf Arbeitgeberseite werden jedoch die 16'500 neu zu schaffenden Stellen eine Illusion bleiben. 
6.
Es braucht einen Integrationsbeitrag 
auch von Schweizer Arbeitgebern
Der Ausschluss so vieler Menschen aus dem Erwerbsleben kommt die IV teuer zu stehen. Die Arbeitgeberseite wird für die Ausgeschlossenen so oder so mit aufkommen müssen. Bleiben diese nämlich längerfristig ausgeschlossen, müssen auch die Arbeitgeber-Beiträge erhöht werden. Die Arbeitgeberseite ist den Tatbeweis noch schuldig, dass sie bereit ist, auch leistungsbeeinträchtigte Menschen zu beschäftigen. Im Gegensatz zum nahen Ausland ist die Beschäftigungsquote von Behinderten rückläufig. Das muss nicht sein. Gemäss einer Studie könnten 31 Prozent der Betriebe grundsätzlich Behinderte anstellen, bei Betrieben ab 50 Mitarbeitenden ist es gar über die Hälfte der Betriebe. 8 Prozent der Arbeitsplätze wären gemäss Befragung der Betriebe geeignet, um sie mit behinderten Menschen zu besetzen.
 Das sind rund zehnmal mehr als tatsächlich behinderte Menschen beschäftigt werden.
Nur wenn die Arbeitgeberseite sich verpflichtet, einen Integrationsbeitrag zu leisten, kann eine Erhöhung der Lohnbeiträge vermieden werden. Denn es geht nicht an, die IV alleine auf dem Buckel der behinderten Menschen zu sanieren.
 Als Gegenstück zur Verpflichtung der IV-Rentner/innen, bei Massnahmen zur Wiedereingliederung mit zu machen, braucht es einen Beitrag der Arbeitgeberseite. Der Integrationsbeitrag kann entweder geleistet werden, indem ein Arbeitgeber eine bestimmte Anzahl behinderter Menschen beschäftigt oder indem ein finanzieller Beitrag als zweckgebundene Abgabe geleistet wird.
6.1
Integrationsbeitrag mittels Beschäftigung
Das Beispiel aus Deutschland zeigt, dass eine Pflicht zur Beschäftigung wirkt. Seit Jahren steigt der Anteil Behinderter am Total der Erwerbstätigen an.
 Private als auch staatliche Arbeitgeber sind verpflichtet, mindestens 5% der Arbeitsplätze mit behinderten Menschen zu besetzen. Die Beschäftigungspflicht besteht gegenüber dem Staat. Der einzelne Behinderte kann daraus keinen individuellen Anspruch auf Beschäftigung gegenüber einem bestimmten Arbeitgeber ableiten. 
Kleinere Betriebe haben tendenziell grössere Schwierigkeiten, einer Beschäftigungspflicht nachzukommen und Behinderte zu beschäftigen. Das muss auch in einem Modell für die Schweiz berücksichtigt werden. Angesichts der Wirtschaftsstruktur in der Schweiz, welche weniger als in Deutschland von Grossbetrieben geprägt ist, kann das Modell aus Deutschland nicht ohne Anpassung übernommen werden.
 
· Travail.Suisse fordert, dass in der Schweiz mit der 6. IV-Revision grundsätzlich eine Pflicht zur Anstellung von Personen mit einer Behinderung eingeführt wird. Angestrebt werden soll ein Anteil von 2.5 Prozent an der Belegschaft. 

Tabelle: Unternehmensstruktur in der Schweiz 
	Grössenklassen nach Vollzeitäquivalenzen
	Unternehmen

(Anzahl)
	Unternehmen (%)
	Beschäftigte

(Anzahl
	Beschäftigte

(%)

	KMU (bis 249)
	311’702
	99.6
	2'327’704
	66.6

	Mikrounternehmen (bis 9)
	272’342
	87
	869’162
	24.9

	Kleine Unternehmen (10-49)
	33’183
	10.6
	760’785
	21.8

	Mittlere Unternehmen (50-249)
	6’177
	2.0
	697’757
	20.0

	Grosse Unternehmen (250 und mehr)
	1’156
	0.4
	1'167’100
	33.4

	Total
	312’858
	100
	3'494’804
	100


Quelle: BFS, Betriebszählung 2008, marktwirtschaftliche Unternehmen
Kleinere Betriebe können nicht die gleiche Integrationsleistung erbringen wie Grossbetriebe. Aber selbst mit einer gegenüber Deutschland wesentlich bescheideneren Zielsetzung kann in der Schweiz ein bedeutender Fortschritt erreicht werden. Travail.Suisse schlägt für die Schweiz folgendes Modell vor:
· Grundsätzliche Pflicht, dass behinderte Menschen 2.5 Prozent der Belegschaft stellen

· Unternehmen bis zu 9 Vollzeitstellen sind von der Pflicht ausgeschlossen (Mikrounternehmen)
· Arbeitgeber mit mehreren Betriebsteilen, z.B. Filialen, die jede für sich weniger, zusammen aber mehr als 10 Vollzeitstellen haben, sind ebenfalls an die Pflicht gebunden

· Möglichkeit, sich mit einer zweckgebundenen Abgabe von der Pflicht zu befreien

· Unternehmen zwischen 10 und 40 Vollzeitstellen, die keine Behinderten beschäftigen, zahlen die Abgabe nur anteilsmässig (siehe 6.2).

Dementsprechend müsste ein Unternehmen mit 40 Vollzeitstellen mindestens einen Arbeitsplatz für Behinderte bereitstellen. Ein Unternehmen  mit 200 Vollzeitstellen müsste mindestens 5 Arbeitsplätze für Behinderte bereitstellen.
6.2
Integrationsbeitrag mittels zweckgebundener Abgabe 

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass alle Betriebe einer solchen Beschäftigungspflicht nachkommen wollen und können. Wer seiner Pflicht nicht nachkommen kann oder will, soll auf andere Weise einen Integrationsbeitrag leisten: Mit einer zweckgebundenen Abgabe zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen mit einer Behinderung. Damit verfügt die IV über Ressourcen, um Alternativen anzubieten, dort wo der erste Arbeitsmarkt versagt. Die Höhe der Abgabe soll sich nach Betriebsgrösse unterscheiden, da auch hier gilt: Grössere Betriebe haben mehr Möglichkeiten, behinderte Menschen zu beschäftigen. Für den Integrationsbeitrag in finanzieller Form soll weiter folgendes gelten:
· Die Abgabe wird nur bei nicht vollständiger Erfüllung/Nichterfüllung der Beschäftigungspflicht bezahlt.
· Zweck der Abgabe: Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen mit einer Behinderung.
· Die Abgabe wird pro nicht besetzten Pflichtplatz/pro nicht besetzten Anteil des Pflichtplatzes und pro Monat bezahlt.
· Die Höhe pro vollen nicht besetzten Pflichtplatz und Monat beträgt: 
Kleine Unternehmen (10 bis 49 Vollzeitstellen): 25 Prozent einer minimalen IV-Rente (285 Fr.)
Mittlere Unternehmen (50 bis 249 Vollzeitstellen): 50 Prozent einer minimalen IV-Rente (570 Fr.)
Grosse Unternehmen (250 und mehr): 100 Prozent einer minimalen IV-Rente (1140 Fr.)

· Unternehmen zwischen 10 und 40 Vollzeitstellen zahlen nur einen Anteil des genannten Betrags für Kleine Unternehmen, da 2.5 Prozent der Belegschaft weniger als eine Vollzeitstelle für Behinderte darstellen. 

Beispiel: Ein Unternehmen mit 20 Vollzeitstellen müsste einen Integrationsbeitrag in Form einer halben Stelle (50 Stellenprozente) für einen behinderten Arbeitnehmenden leisten. Beschäftigt es keine Behinderten, bezahlt es eine Abgabe in der Höhe von  50 Prozent von 285 Fr. (=142.50 Fr.) pro Monat. Ein Unternehmen mit 300 Vollzeitstellen müsste einen Integrationsbeitrag im Umfang von 7.5 Vollzeitstellen für Behinderte leisten. Beschäftigt es keine Behinderten, bezahlt es eine Abgabe in der Höhe von 7.5 IV-Minimalrenten pro Monat (7.5 x  1140 Fr.).
Bei einer Anzahl von rund 4 Mio. Beschäftigten in der Schweiz könnten bei Erfüllung der Beschäftigungspflicht durch alle  Unternehmen und einem Anteil von 2.5 Prozent rund 100'000 Personen mit einer Behinderung beschäftigt werden. Geht man davon aus, dass für die Hälfte der Pflichtplätze Integrationsbeiträge in Form einer zweckgebundenen Abgabe bezahlt werden (50'000) und dass diese Abgaben im Durchschnitt 800 Franken monatlich betragen, stehen zur Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen für Behinderte Mittel im Umfang von rund 480 Mio. Franken jährlich zur Verfügung.
	Durchschnittliche Abgabe pro Monat und Pflichtplatz
	800.-

	Durchschnittliche Abgabe pro Jahr und Pflichtplatz
	12 x 800.- = 9'600.-

	Anzahl Abgaben
	50’000

	Totalbetrag jährlich
	9'600.- x 50'000 = 480 Mio. Fr.


Damit bestünde für die IV-Stellen ein beträchtlicher Spielraum, zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen mit einer gesundheitlichen Beeinträchtigung beizutragen.
7.
Spielraum für alternative Wege zur direkten Eingliederung nutzen
Wie könnte die IV den entstandenen Spielraum nutzen? Was kann mit der zweckgebundenen Abgabe unterstützt werden? Trotz allen Unkenrufen leben wir immer noch in einer Arbeitsgesellschaft. Existenzsicherung, Sinnstiftung, Identität und soziale Kontakte finden für einen überwiegenden Teil der Bevölkerung über die Erwerbsarbeit statt. Gleichzeitig mehren sich die Anzeichen, dass die Vollbeschäftigung im ersten Arbeitsmarkt nicht mehr gehalten werden kann. Die Sockelarbeitslosigkeit steigt mit jeder Krise an.  Für die Zukunft wird die Frage auch für die IV immer bedeutsamer, wie der Ausschluss eines zunehmenden Anteils der Bevölkerung verhindert werden kann. Auch die IV muss sich auf alternative Wege der Eingliederung von Leistungsbeeinträchtigten vorbereiten.
Die Botschaft des Bundesrates zum ersten Massnahmenpaket der 6. IV-Revision fordert die unbedingte, rasche und direkte Wiedereingliederung eines Teils der IV-Rentner/innen. Dafür wird der Druck und die Verpflichtung zur Mitarbeit erhöht. Dabei wird übersehen, dass der direkte Schritt zurück in den ersten Arbeitsmarkt für viele Betroffene nach so langer Abwesenheit schlicht zu gross ist. Die Erfahrungen aus befristeten Beschäftigungsprogrammen zeigen, dass nur ein sehr kleiner Teil den direkten Schritt zurück schafft. Anbieter von solchen Programen werten eine Integration von bereits 20 Prozent der Teilnehmenden in den ersten Arbeitsmarkt als Erfolg. Die jüngste Studie bezüglich Beschäftigungsmassnahmen für Sozialhilfebezüger/innen bezweifelt gar jegliche Wirksamkeit im Hinblick auf eine Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt. 

· In Anbetracht dessen braucht es für Travail.Suisse eine differenziertere Sichtweise und Alternativen zur unbedingten und möglichst direkten Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Statt unrealistische Vorgaben zu machen, hätte die IV mit einem obligatorischen Integrationsbeitrag die Möglichkeit, realistische Lösungen zur Wiedereingliederung voranzutreiben. 

Travail.Suisse macht sich für einen neue Aufgabe der IV stark: Sie muss dafür sorgen, dass ein genügendes Angebot an Arbeitsstellen für eingliederungsfähige Menschen mit einer Behinderung besteht. Das beinhaltet für Travail.Suisse:

· die Schaffung von zusätzlichen Stellen für Menschen mit einer Behinderung beim Bund (Vorbildfunktion), 
· zusätzliche Mittel für durch Jobcoaches unterstützte Beschäftigung („supported employment“)
· die Förderung des Aufbaus und Betriebs von Sozialfirmen
Insbesondere ein Modell der vermehrten Zusammenarbeit der IV mit Sozialfirmen stellt für Travail.Suisse einen gangbaren und Erfolg versprechenden Weg der Eingliederung dar. Dazu müssen aber die Rahmenbedingungen fair gestaltet werden. Im Folgenden werden das Modell der Sozialfirmen näher beschrieben und die Bedingungen für ein funktionierendes und faires Modell genannt.
8.
Wieso das Modell der Sozialfirmen viel versprechend ist
Der Hauptzweck von Sozialfirmen ist die Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen, welche auf dem freien Arbeitsmarkt benachteiligt sind. Die Sozialfirma hat eine wirtschaftliche und soziale Zielsetzung. Sie schafft Arbeit für Personen mit Behinderungen oder Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt, indem sie marktgerechte Produkte und Dienstleistungen anbietet. Sozialfirmen können Behinderte, Stellensuchende oder Bezüger/innen von Sozialhilfe beschäftigen. Nach einer Aufbauphase sollen mindestens 50 Prozent der Ausgaben durch den Verkauf dieser  Produkte/Dienstleistungen gedeckt werden. Die restlichen Ausgaben werden von der öffentlichen Hand oder einer Sozialversicherung getragen. Mittelfristig strebt die Sozialfirma sukzessive einen möglichst hohen Grad an Subventionsunabhängigkeit an. Im Gegensatz zu Beschäftigungsprogrammen haben die Arbeitnehmenden einen unbefristeten Arbeitsvertrag und erhalten einen ihrer Leistungsfähigkeit angepassten orts- und branchenüblichen Lohn. Sozialfirmen bewegen sich so je nach Definition zwischen dem ersten und zweiten Arbeitsmarkt. Angestrebt werden sollen spezifische Integrationsunternehmen im ersten Arbeitsmarkt.
 Schätzungen zufolge existieren in der Schweiz zurzeit zwischen 60 und 300 Sozialfirmen. Verlässliche Daten sind keine verfügbar. 
8.1.
Stärken von Sozialfirmen 
· Arbeit unter realen Bedingungen: Durch die Nähe zum  „normalen“ Arbeitsmarkt und durch die Herstellung von Gütern und Dienstleistungen, die in einer Wertschöpfungskette gebraucht werden, sind die Betroffenen motivierter als bei reinen Beschäftigungsprogrammen. 
· Erwerb gefragter Kompetenzen: Die Betroffenen können diejenigen Kompetenzen entwickeln, welche tatsächlich gefragt sind. 
· Stabile Verhältnisse: Durch die unbefristete Anstellung in einer Sozialfirma kann Stabilität in die Arbeits- und Lebensverhältnisse von Betroffenen gebracht werden. Diese haben oft schon Massnahmenkarrieren hinter sich und benötigen eine stabile Situation, ein bedeutender Vorteil für Eingliederungsbemühungen. Bei Beschäftigungsprogrammen ist dies durch die Befristung zum Vornherein nicht gegeben.  
· Gestaffelter Übergang in ersten Arbeitsmarkt möglich: In einer Sozialfirma ist nicht zum Vornherein gegeben, ob eine Person dauerhaft im Betrieb arbeiten oder nur eine Übergangsphase in der Sozialfirma verbringen wird und sich danach in den ersten Arbeitsmarkt integrieren kann. Es besteht keine institutionelle Schwelle zwischen dem ersten Arbeitsmarkt und dem subventionierten Dauerarbeitsplatz. Es kann allenfalls sogar im gleichen Betrieb von einem subventionierten Arbeitsplatz in den ersten Arbeitsmarkt gewechselt werden.
Erfolgreiche Beispiele lassen sich in sehr verschiedenen Sektoren und Branchen beobachten. So in der Gastronomie, in der Hotellerie, im Catering, im Reinigungsgewerbe, in der Wäscherei, im Transport, in der Logistik, im Schreinereigewerbe, in der Recycling-Industrie, im Gartenbau, in der Landschaftspflege, etc. Eine Sozialfirma stellt zum Beispiel für einen Caterer von Fluggesellschaften das Frühstück zusammen. Eine andere Sozialfirma hat einen Oeko-Reinigungsservice aufgebaut. Weitere Beispiele sind zu finden unter www.swisssocialfirms.ch.
8.2
Vorteile von Sozialfirmen bezüglich Eingliederung in der IV
Bezogen auf die angestrebte Wiedereingliederung in der 6. IV-Revision ist für Travail.Suisse der vermehrte Aufbau und die Zusammenarbeit mit Sozialfirmen ein prüfenswerter Weg. Es ist Zeit, neue Wege der Eingliederung zu prüfen, weil

· die Teilleistungsfähigkeit vieler betroffener Menschen genutzt werden kann, ohne dass sie einseitig unter Druck gesetzt werden;
· die Eingliederungschancen erhöht werden, indem die IV-Stelle den Betroffenen, welche z.T. seit Jahren eine IV-Rente bezogen haben, einen Arbeitsplatz unter realen Bedingungen anbieten kann, der Perspektiven öffnet;
· die Sozialfirma eine schrittweise Eingliederung ermöglicht
· bei einer Rückkehr in den ersten Arbeitsmarkt die IV entlastet würde;
· selbst bei Nichteingliederung in den ersten Arbeitsmarkt eine dauerhafte Beschäftigung in einer Sozialfirma aus Gründen der Sozialintegration einem kompletten Ausschluss aus dem Erwerbsleben vorzuziehen ist;
· das volkswirtschaftliche Potenzial durch den Rückgriff auf die Leistungsfähigkeit der Betroffenen besser genutzt wird;
· die gesellschaftliche Bereitschaft und Akzeptanz für Beiträge an die Arbeitsintegration bedeutend grösser ist als die Forderung nach mehr Beiträgen zur Renten-Finanzierung.
8.3
Potenzial von Sozialfirmen bezüglich Arbeitsplätze
Heute existieren nur Schätzungen über das Potenzial von Sozialfirmen in der IV. Demzufolge existieren zwischen 60 und 300 solcher Unternehmen. Verschiedene Experten gehen aber von einem Potenzial von rund 20'000 bis 30'000 neuen Vollzeitstellen durch Sozialfirmen im Bereich der Invalidenversicherung aus. Wenn 100'000 Menschen mit einer Behinderung im Schweizer Arbeitsmarkt Platz haben sollen, können also Sozialfirmen ergänzend zu der direkten Integration von behinderten Menschen im ersten Arbeitsmarkt eine wichtige Rolle spielen. Sie können den ersten Arbeitsmarkt und die Wirtschaft aber nicht vollends von ihrer Verantwortung befreien. Trotzdem wären die finanziellen Effekte bei Ausschöpfung des Potenzials der Sozialfirmen beträchtlich.  Sie könnten gemäss Schätzungen eine Wertschöpfung von rund 3 Mrd. Franken erwirtschaften. Der Staat und die Sozialversicherungen könnten um 2 bis 2.5 Mrd. Franken entlastet werden (IV, Arbeitslosengelder, Sozialhilfe).
 Das Potenzial an Einsparungen bei der IV alleine kann somit auf 0.5 bis 1 Mrd. Franken jährlich geschätzt werden.
8.4.
Strittige Punkte zu Sozialfirmen 
Sozialfirmen sind mit zwei Hauptvorwürfen konfrontiert. Von gewerblicher Seite wird ihnen manchmal vorgeworfen, sie konkurrenzierten das im freien Markt tätige Gewerbe in ungebührlicher Weise. Von gewerkschaftlicher Seite bestehen Bedenken gegenüber allfälligen Teillohnmodellen, da diese einen Lohndruck auf alle Arbeitnehmenden ausüben können.

Mit einer fairen Regelung der Rahmenbedingungen kann auf beide Bedenken eingegangen werden. 
8.4.1
Konkurrenzierung des Gewerbes und der Industrie
Sozialfirmen erledigen für das Gewerbe oder die Industrie vor allem Aufträge, die in der Schweiz nicht mehr kostendeckend ausgeführt werden könnten. Weiter ist darauf zu achten, dass Sozialfirmen v.a. in neuen Tätigkeitsgebieten, in bisher vom Markt nicht bearbeiteten Nischen, entstehen. Wenn die Sozialfirma mit dem Gewerbe oder der Industrie zusammen arbeitet, können sogar Synergien genutzt werden, indem die Sozialfirmen als Dienstleister oder Zulieferer fungieren. So stellt z.B. eine Firma Verpackungsmaterial in kleiner Auflage für ihre Partnerfirmen her. Eine andere übernimmt für ein Catering Unternehmen verschiedene Dienstleistungen wie z.B. die Besteckreinigung. Durch einen frühen Einbezug der lokalen Gewerbe- und Arbeitgeberverbände kann auf Bedenken eingegangen werden. Sind die Bedenken abgebaut, kann eine sinnvolle Zusammenarbeit entstehen. 
8.4.2
Lohndruck wegen Teillohnmodellen
Teillohnmodelle sind auf gewerkschaftlicher Seite umstritten. Kann ein privatwirtschaftlich tätiges Unternehmen Teillöhne bezahlen, besteht die Gefahr, dass Arbeitsplätze, für die bisher ein orts- und branchenüblicher Lohn bezahlt wurde, in den Teillohnbereich umgesiedelt werden. Es besteht dann ein Lohndruck auf die ganze Belegschaft. Auch Sozialfirmen können mit Teillohnmodellen einen gewissen Lohndruck erzeugen. Um das zu verhindern, sind faire und verbindliche Rahmenbedingungen für die Lohnmodelle auszuhandeln. Auch dazu ist ein früher Einbezug der Gewerkschaften erforderlich. 
· Travail.Suisse erachtet die Vorbehalte bezüglich des Lohnes als wichtig. Sie  will wegen umstrittenen Punkten in der Lohnfrage jedoch nicht das Modell der Sozialfirmen als ganzes ablehnen. Vielmehr ist im Rahmen der 6. IV-Revision die Gelegenheit wahrzunehmen, allgemeinverbindliche und faire Rahmenbedingungen für den Betrieb von Sozialfirmen festzulegen. 
8.5
Vorschläge von Travail.Suisse zur Ausgestaltung des Modells

Dazu gehört für Travail.Suisse folgendes Lohnmodell, das kein eigentliches Teillohnmodell ist, sondern als „Volllohnmodell mit Co-Finanzierung“ bezeichnet werden kann:  Die Sozialfirma zahlt den Arbeitnehmenden mindestens die orts- und branchenüblichen Mindestlöhne. Sie erhält jedoch von der IV dank den Einnahmen der zweckgebundenen Abgabe einen „Nachteilsausgleich“, da sie Mitarbeitende mit reduzierter Leistungsfähigkeit beschäftigt. In einer Vereinbarung wird zu Beginn die voraussichtliche Leistungsfähigkeit des wieder eingegliederten Arbeitnehmenden festgelegt.
 Beträgt diese z.B. 60 Prozent, zahlt die Sozialfirma trotzdem einen vollen Lohn, erhält aber 40 Prozent von der IV-Stelle zurückerstattet. Allenfalls erhält die Sozialfirma zusätzlich Arbeitsplatzbeiträge für zusätzlichen Aufwand, der mit der Führung/Betreuung der Arbeitnehmenden einhergeht. Die Lohnmodelle müssen regelmässig der Entwicklung der Leistungsfähigkeit der Arbeitnehmenden Rechnung tragen. Es kann ein unabhängiges Gremium analog der Tripartiten Kommissionen damit beauftragt werden, für die Überwachung der Lohnvereinbarungen zu sorgen. 
Manchmal wird den Sozialfirmen auch vorgeworfen, sie vernachlässigten die Bildungsbedürfnisse der Mitarbeitenden. Auch wenn im Fall der Wiedereingliederung im Rahmen der IV die Betroffenen bereits ein Massnahmenpaket mit allfälligen Bildungsmassnahmen durchlaufen haben, ist darauf zu achten, dass diesem Aspekt auch in der Sozialfirma Rechnung getragen wird.

· Für Travail.Suisse ist ein fair ausgestaltetes Modell  von Sozialfirmen in der IV Erfolgs versprechend. Es ist als Ergänzung zur direkten Integration in den ersten Arbeitsmarkt anzustreben. Dies für Behinderte, welche den direkten Schritt in den ersten Arbeitsmarkt nicht schaffen, sei es aus individuellen Gründen oder weil kein geeigneter Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 
Ein derart ausgestaltetes Modell hat auch gegenüber dem Aufbau von Teillohnstellen in der gewinnorientierten Privatwirtschaft diverse Vorteile:
· Skaleneffekte: Die Sozialfirma kann Arbeitsplätze schaffen, die von kleinen Firmen der Privatwirtschaft selber nicht geschaffen werden können. 
· Die Sozialfirma bietet besser Gewähr, dass von den orts- und branchenüblichen Löhnen ausgegangen wird (kein Lohndumping).
· Die Gewinne werden in die Schaffung neuer Arbeitsplätze reinvestiert. Die Gefahr, dass sich jemand via subventionierte Teillohnjobs „bereichert“, besteht nicht.

· Für Arbeitnehmende  besteht ein normaler Arbeitsvertrag mit Sozialversicherungsschutz.

· Es existiert eine gleichzeitig auf den Markt, aber auch auf die Zielgruppe ausgerichtete Struktur. Die Sozialfirma kann sich besser ihrem Personal anpassen.
Die Wiedereingliederung aus einer IV-Rente in eine Sozialfirma ist auch aus Sicht der Arbeitnehmenden dem lebenslangen Rentenbezug vorzuziehen, wenn für die Betroffenen keine finanziellen Nachteile entstehen und die übrigen  Rahmenbedingungen fair geregelt sind. Es ist zudem davon auszugehen, dass durch die erfolgreiche Wiedereingliederung Kostenersparnisse für die öffentliche Hand entstehen. Selbst wenn diese Massnahmen kostenneutral ausfallen sollten, sind sie wertvoll. Die Eingliederung und der Anschluss von Ausgeschlossenen stellen für unsere Gesellschaft einen grossen Wert an sich dar.












� BSV. Beiträge zur sozialen Sicherheit. Forschungsbericht 5/04. Die berufliche Integration von behinderten Personen in der Schweiz. Kurzfassung.


� Quelle: Vgl. Bütler/Gentinetta (2007). Die IV – eine Krankengeschichte. S.82. Die Zahl für Deutschland ist dem „Behindertenbericht 2009“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales entnommen. 


� Gemäss den neuesten Zahlen hat die IV 2009 einen Verlust von 930 Mio. Franken gemacht.


� Vgl. Baumgartner, Edgar (2008) in Adam Stefan: Die Sozialfirma - wirtschaftlich arbeiten und sozial handeln. Beiträge zu einer sozialwirtschaftlichen Innovation.


� Viele von ihnen Leben heute schon in einer Notlage: Jeder zweite bezieht Ergänzungsleistungen, gut ein Fünftel befindet sich in einer desolaten Lebenslage.


� „Behindertenbericht 2009“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Der Anteil der beschäftigten behinderten Menschen am Total der Beschäftigten stieg in den letzten Jahren laufend, von 4 Prozent im 2003 auf 4.3 Prozent im 2006. Dies wird vom Bundesministerium Arbeit und Soziales darauf zurückgeführt, dass das System von Beschäftigungspflicht und Ausgleichsabgabe sich deutlich positiv auf die Beschäftigung behinderter Menschen auswirkt (S. 57).


� Gemäss Betriebszählung 2008 des Bundesamtes für Statistik beschäftigen 87 Prozent der Betriebe neun oder weniger Mitarbeitende (Mikrounternehmen). Es arbeiten zwei Drittel der Beschäftigten in Mikrounternehmen bzw. in KMU (10 bis 250 Mitarbeitende). Die durchschnittliche Anzahl Beschäftigte pro Unternehmen beträgt 11.2 Mitarbeitende.


Vgl. SECO Publikation Arbeitsmarktpolitik No. 28 (7. 2009): IST ERWERBSARBEIT


FÜR SOZIALHILFEBEZÜGER EIN PRIVILEG?


� Vgl. � HYPERLINK "http://www.swisssocialfirms.ch" ��www.swisssocialfirms.ch� (Arbeitsgemeinschaft der Schweizer Sozialfirmen)


� Meyer, Rolf (2008) in Adam, Stefan: Die Sozialfirma - wirtschaftlich arbeiten und sozial handeln. Beiträge zu einer sozialwirtschaftlichen Innovation.





� Gemeint ist die Leistungsfähigkeit im Sinne von Produktivität während der Anwesenheit im Unternehmen im Vergleich mit einem durchschnittlich produktiven Arbeitnehmenden. Dies muss nicht deckungsgleich mit dem festgelegten IV-Grad sein. 
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